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VERORDNUNG (EU) Nr. 1388/2014 DER KOMMISSION 

vom 16. Dezember 2014 

zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur 
tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union 

KAPITEL I 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

1. Diese Verordnung gilt für Beihilfen zugunsten von kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU), die in der Erzeugung, Verarbeitung 
oder Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur 
tätig sind. 

2. Diese Verordnung gilt unabhängig von der Größe des Beihilfe­
empfängers auch für Beihilfen, die in der Erzeugung, Verarbeitung oder 
Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen tätigen Unter­
nehmen zur Beseitigung von Schäden durch Naturkatastrophen gemäß 
Artikel 44 gewährt werden. 

3. Diese Verordnung gilt nicht für 

(a) Beihilfen, deren Höhe sich nach dem Preis oder der Menge ver­
markteter Erzeugnisse richtet; 

(b) Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ausfuhren in Dritt­
länder oder Mitgliedstaaten, insbesondere Beihilfen, die unmittelbar 
mit den ausgeführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb eines 
Vertriebsnetzes oder anderen laufenden Kosten in Verbindung mit 
der Ausfuhrtätigkeit zusammenhängen; 

(c) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass einheimische Waren Vor­
rang vor eingeführten Waren erhalten; 

▼M1 
(d) Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten mit Ausnahme von 

Beihilfen zur Beseitigung von Schäden durch Naturkatastrophen 
und Beihilfen für Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 
nicht in Schwierigkeiten befanden, aber im Zeitraum vom 1. Januar 
2020 bis zum 30. Juni 2021 zu Unternehmen in Schwierigkeiten 
wurden bzw. werden; 

▼B 
(e) Beihilferegelungen, in denen nicht ausdrücklich festgelegt ist, dass 

einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der 
Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, keine Einzelbeihilfen ge­
währt werden dürfen, ausgenommen Beihilferegelungen zur Besei­
tigung von Schäden durch Naturkatastrophen; 

(f) Ad-hoc-Beihilfen für ein Unternehmen im Sinne des Buchstabens e; 

▼B
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(g) Beihilfen für Maßnahmen, die für eine Unterstützung im Rahmen 
von Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 in Frage kämen; 

(h) Beihilfen für Unternehmen, die aus den in Artikel 10 Absätze 1 bis 
3 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 dargelegten Gründen keine 
Unterstützung aus dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds 
beantragen können. 

4. Diese Verordnung gilt nicht für Beihilfemaßnahmen, die als solche 
durch die mit ihnen verbundenen Voraussetzungen oder durch ihre Fi­
nanzierungsmethode zu einem nicht abtrennbaren Verstoß gegen Uni­
onsrecht führen, insbesondere: 

(a) Beihilfemaßnahmen, bei denen die Gewährung der Beihilfe davon 
abhängig ist, dass der Beihilfeempfänger seinen Sitz in dem betref­
fenden Mitgliedstaat hat oder überwiegend in diesem Mitgliedstaat 
niedergelassen ist; es kann jedoch verlangt werden, dass der Bei­
hilfeempfänger zum Zeitpunkt der Auszahlung der Beihilfe eine 
Betriebsstätte oder Niederlassung in dem die Beihilfe gewährenden 
Mitgliedstaat hat; 

(b) Beihilfemaßnahmen, bei denen die Gewährung der Beihilfe davon 
abhängig ist, dass der Beihilfeempfänger einheimische Waren ver­
wendet oder einheimische Dienstleistungen in Anspruch nimmt; 

(c) Beihilfemaßnahmen, mit denen die Möglichkeit eingeschränkt wird, 
dass die Beihilfeempfänger die Ergebnisse von Forschung, Entwick­
lung und Innovation in anderen Mitgliedstaaten nutzen. 

Artikel 2 

Anmeldeschwelle 

1. Diese Verordnung gilt nicht für Beihilfen für Vorhaben mit bei­
hilfefähigen Kosten von mehr als 2 Mio. EUR oder für Beihilfen, deren 
Betrag 1 Mio. EUR pro Beihilfeempfänger und Jahr überschreitet. 

2. Die in Absatz 1 genannten Schwellenwerte sollten nicht durch eine 
künstliche Aufspaltung von Beihilferegelungen oder Fördervorhaben 
umgangen werden. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

(1) „Beihilfe“ eine Maßnahme, die alle Voraussetzungen des Arti­
kels 107 Absatz 1 AEUV erfüllt; 

(2) „kleine und mittlere Unternehmen“ oder „KMU“ Unternehmen, die 
die Voraussetzungen des Anhangs I erfüllen; 

(3) „Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur“ die in Anhang I 
der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Dezember 2013 ( 1 ) aufgeführten Erzeug­
nisse; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeug­
nisse der Fischerei und der Aquakultur, zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 1184/2006 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABl. L 354 vom 28.12.2013, 
S. 1).
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(4) „Naturkatastrophen“ Erdbeben, Lawinen, Erdrutsche, Über­
schwemmungen, Wirbelstürme, Orkane, Vulkanausbrüche und Flä­
chenbrände natürlichen Ursprungs; 

(5) „Unternehmen in Schwierigkeiten“ ein Unternehmen, auf das min­
destens einer der folgenden Umstände zutrifft: 

(a) eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (ausgenommen 
KMU, die noch keine drei Jahre bestehen), die infolge auf­
gelaufener Verluste mehr als die Hälfte des gezeichneten 
Stammkapitals infolge aufgelaufener Verluste verloren hat. 
Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen 
Verluste von den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, 
die im Allgemeinen den Eigenmitteln des Unternehmens zu­
gerechnet werden) ein negativer Gesamtbetrag ergibt, der mehr 
als der Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht. Für 
die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff „Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung“ insbesondere auf die in 
Anhang I der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) genannten Arten von Unternehmen 
und der Begriff „Stammkapital“ umfasst gegebenenfalls alle 
Agios; 

(b) eine Gesellschaft, bei der zumindest einige Gesellschafter un­
beschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften (aus­
genommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen), und 
die infolge aufgelaufener Verluste mehr als die Hälfte des in 
den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Kapitals verloren hat. 
Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Ausdruck 
„Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter un­
beschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften“ insbeson­
dere auf die in Anhang II der Richtlinie 2013/34/EU genann­
ten Arten von Unternehmen; 

(c) ein Unternehmen, das Gegenstand eines Insolvenzverfahrens 
ist oder die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraus­
setzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf An­
trag seiner Gläubiger erfüllt; 

(d) ein Unternehmen, das eine Rettungsbeihilfe erhalten und den 
Kredit noch nicht zurückgezahlt oder die Garantie noch nicht 
beendet hat beziehungsweise das eine Umstrukturierungsbei­
hilfe erhalten hat und immer noch einem Umstrukturierungs­
plan unterliegt; 

(6) „Ad-hoc-Beihilfe“ eine Beihilfe, die nicht auf der Grundlage einer 
Beihilferegelung gewährt wird; 

(7) „Beihilferegelung“ eine Regelung, nach der Unternehmen, die in 
der Regelung allgemein und abstrakt definiert sind, ohne nähere 
Durchführungsmaßnahmen Einzelbeihilfen gewährt werden kön­
nen, beziehungsweise eine Regelung, nach der einem oder mehre­
ren Unternehmen für unbestimmte Zeit und/oder in unbestimmter 
Höhe Beihilfen gewährt werden können, die nicht an ein bestimm­
tes Vorhaben gebunden sind; 

(8) „Einzelbeihilfen“ 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und 
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und 
zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 
des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).
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(a) Ad-hoc-Beihilfen und 

(b) Beihilfen, die einzelnen Beihilfeempfängern auf der Grundlage 
einer Beihilferegelung gewährt werden; 

(9) „Bruttosubventionsäquivalent“ die Höhe der Beihilfe, wenn diese 
als Zuschuss für den Beihilfeempfänger gewährt worden wäre, vor 
Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben; 

(10) „rückzahlbarer Vorschuss“ einen für ein Vorhaben gewährten Kre­
dit, der in einer oder mehreren Tranchen ausgezahlt wird und 
dessen Rückzahlungsbedingungen vom Ergebnis des Vorhabens 
abhängen; 

(11) „Beginn der Arbeiten“ entweder den Beginn der Bauarbeiten für 
die Investition oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur 
Bestellung von Ausrüstung oder eine andere Verpflichtung, die die 
Investition unumkehrbar macht, wobei der früheste dieser Zeit­
punkte maßgebend ist. Der Kauf von Grundstücken und Vorarbei­
ten wie die Einholung von Genehmigungen und die Erstellung 
vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als Beginn der 
Arbeiten. Bei einer Übernahme ist der „Beginn der Arbeiten“ 
der Zeitpunkt des Erwerbs der unmittelbar mit der erworbenen 
Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerte; 

(12) „steuerliche Folgeregelung“ eine Regelung in Form von Steuerver­
günstigungen, die eine geänderte Fassung einer früher bestehenden 
Regelung in Form von Steuervergünstigungen darstellt und diese 
ersetzt; 

(13) „Beihilfeintensität“ die in Prozent der beihilfefähigen Kosten aus­
gedrückte Höhe der Beihilfe vor Abzug von Steuern und sonstigen 
Abgaben; 

(14) „Tag der Gewährung der Beihilfe“ den Tag, an dem der Beihilfe­
empfänger nach dem geltenden nationalen Recht einen Rechts­
anspruch auf die Beihilfe erwirbt. 

Artikel 4 

Freistellungsvoraussetzungen 

1. Beihilferegelungen, Einzelbeihilfen auf der Grundlage von Beihil­
feregelungen und Ad-hoc-Beihilfen sind im Sinne des Artikels 107 Ab­
satz 2 oder 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 
diese Beihilfen die Voraussetzungen des Kapitels I dieser Verordnung 
sowie die für die betreffende Gruppe von Beihilfen geltenden Voraus­
setzungen des Kapitels III erfüllen. 

2. Beihilfen werden nach dieser Verordnung nur dann freigestellt, 
wenn sie ausdrücklich vorsehen, dass die Beihilfeempfänger während 
der Laufzeit der Beihilfemaßnahme die Vorschriften der Gemeinsamen 
Fischereipolitik einhalten müssen und dass im Falle der Nichteinhaltung 
dieser Vorschriften während der Laufzeit die Beihilfe nach Maßgabe der 
Schwere des Verstoßes wieder einzuziehen ist. 

▼B
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Artikel 5 

Transparenz der Beihilfen 

1. Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, deren Bruttosubventions­
äquivalent sich im Voraus genau berechnen lässt, ohne dass eine Risiko­
bewertung erforderlich ist („transparente Beihilfen“). 

2. Als transparent gelten folgende Gruppen von Beihilfen: 

(a) Beihilfen in Form von Zuschüssen und Zinszuschüssen; 

(b) Beihilfen in Form von Krediten, wenn das Bruttosubventionsäqui­
valent auf der Grundlage des zum Gewährungszeitpunkt geltenden 
Referenzzinssatzes berechnet wurde; 

(c) Beihilfen in Form von Garantien, 

i) wenn das Bruttosubventionsäquivalent auf der Grundlage von 
Safe-Harbour-Prämien berechnet wurde, die in einer Mitteilung 
der Kommission festgelegt sind, oder 

ii) wenn vor der Durchführung der Maßnahme die Methode für die 
Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents der Garantie nach 
einer zum Zeitpunkt der Anmeldung der Methode geltenden 
Verordnung der Kommission im Bereich der staatlichen Beihil­
fen angemeldet und sie auf der Grundlage der Mitteilung der 
Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des 
EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsver­
pflichtungen und Bürgschaften ( 1 ) oder einer Folgemitteilung 
von der Kommission genehmigt wurde, und wenn sich die ge­
nehmigte Methode ausdrücklich auf die Art der Garantie und die 
Art der zugrunde liegenden Transaktion bezieht, um die es im 
Zusammenhang mit der Anwendung der vorliegenden Verord­
nung geht; 

(d) Beihilfen in Form von Steuervergünstigungen, wenn darin eine 
Obergrenze vorgesehen ist, damit die geltenden Schwellenwerte 
nicht überschritten werden; 

(e) Beihilfen in Form rückzahlbarer Vorschüsse, sofern der nominale 
Gesamtbetrag des rückzahlbaren Vorschusses die nach dieser Ver­
ordnung geltenden Schwellenwerte nicht übersteigt oder sofern vor 
der Durchführung der Maßnahme die Methode für die Berechnung 
des Bruttosubventionsäquivalents des rückzahlbaren Vorschusses 
bei der Kommission angemeldet und von ihr genehmigt wurde. 

3. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Katego­
rien von Beihilfen nicht als transparente Beihilfen: 

(a) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen; 

(b) Beihilfen in Form von Risikofinanzierungsmaßnahmen. 

Artikel 6 

Anreizeffekt 

1. Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, die einen Anreizeffekt 
haben. 

▼B 

( 1 ) ABl. C 155 vom 20.6.2008, S. 10.
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2. Beihilfen gelten als Beihilfen mit Anreizeffekt, wenn der Beihilfe­
empfänger vor Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die Tätigkeit 
einen schriftlichen Beihilfeantrag an dem betreffenden Mitgliedstaat ge­
richtet hat. Der Beihilfeantrag muss mindestens die folgenden Angaben 
enthalten: 

(a) Name und Größe des Unternehmens; 

(b) Beschreibung des Vorhabens oder der Tätigkeit, einschließlich Zeit­
punkt des Beginns und des Abschlusses; 

(c) Standort des Vorhabens oder der Tätigkeit; 

(d) Aufstellung der beihilfefähigen Kosten; 

(e) Art der Beihilfe (z. B. Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer 
Vorschuss oder Kapitalzuführung) und Höhe der für das Vorhaben 
benötigten öffentlichen Finanzierung. 

3. Abweichend von Absatz 2 gelten Maßnahmen in Form von Steu­
ervergünstigungen als Beihilfen mit Anreizeffekt, sofern folgende Vo­
raussetzungen erfüllt sind: 

(a) Die Maßnahme begründet einen auf objektiven Kriterien beruhen­
den Anspruch auf die Beihilfe, ohne dass es zusätzlich einer Er­
messensentscheidung des Mitgliedstaats bedarf, und 

(b) die Maßnahme ist vor Beginn der Arbeiten für das geförderte Vor­
haben oder die geförderte Tätigkeit eingeführt worden und in Kraft 
getreten; dies gilt jedoch nicht für steuerliche Folgeregelungen, 
wenn die Tätigkeit bereits unter Vorläuferregelungen in Form von 
Steuervergünstigungen fiel. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 und 2 müssen folgende Katego­
rien von Beihilfen keinen Anreizeffekt haben: 

(a) Beihilfen zur Behebung von durch Naturkatastrophen entstandenen 
Schäden, wenn die Bedingungen des Artikels 44 erfüllt sind; 

(b) Beihilfen in Form von durch die Mitgliedstaaten erlassenen Steuer­
befreiungen oder Steuerermäßigungen gemäß Artikel 15 Absatz 1 
Buchstabe f und Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2003/96/EG, 
wenn die Bedingungen des Artikels 45 dieser Verordnung erfüllt 
sind 

Artikel 7 

Beihilfeintensität und beihilfefähige Kosten 

1. Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der beihilfefähigen 
Kosten werden die Beträge vor Abzug von Steuern und sonstigen Ab­
gaben herangezogen. Die beihilfefähigen Kosten sind durch schriftliche 
Unterlagen zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein müssen. 

▼B
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2. Werden Beihilfen nicht in Form von Zuschüssen gewährt, so ent­
spricht der Beihilfebetrag ihrem Bruttosubventionsäquivalent. 

3. In mehreren Tranchen zu zahlende Beihilfen werden auf ihren 
Wert am Tag der Gewährung der Beihilfe abgezinst. Die beihilfefähigen 
Kosten werden auf ihren Wert am Tag der Gewährung der Beihilfe 
abgezinst. Für die Abzinsung wird der am Tag der Gewährung der 
Beihilfe geltende Abzinsungssatz herangezogen. 

4. Werden Beihilfen in Form von Steuervergünstigungen gewährt, so 
wird für die Abzinsung der Beihilfetranchen der Abzinsungssatz heran­
gezogen, der jeweils zu den Daten gilt, an denen die Steuervergüns­
tigung wirksam wird. 

5. Werden Beihilfen in Form rückzahlbarer Vorschüsse gewährt, die 
mangels einer akzeptierten Methode für die Berechnung ihres Brutto­
subventionsäquivalents als Prozentsatz der beihilfefähigen Kosten aus­
gedrückt sind, und ist in der Maßnahme vorgesehen, dass die Vor­
schüsse im Falle des Erfolgs des Vorhabens, der auf der Grundlage 
einer schlüssigen und vorsichtigen Hypothese definiert ist, zu einem 
Zinssatz zurückgezahlt werden, der mindestens dem am Tag der Ge­
währung der Beihilfe geltenden Abzinsungssatz entspricht, so können 
die in Kapitel III festgelegten Beihilfehöchstintensitäten um 10 Prozent­
punkte angehoben werden. 

6. Die beihilfefähigen Kosten müssen den Anforderungen der Arti­
kel 67 bis 69 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) entsprechen. 

Artikel 8 

Kumulierung 

1. Bei der Prüfung, ob die Anmeldeschwellen gemäß Artikel 2 und 
die Beihilfehöchstintensitäten gemäß Kapitel III eingehalten sind, wird 
der Gesamtbetrag der öffentlichen Unterstützung für die geförderte Tä­
tigkeit, das geförderte Vorhaben oder das geförderte Unternehmen be­
rücksichtigt, unabhängig davon, ob die Förderung aus kommunalen, 
regionalen, nationalen oder EU-Quellen finanziert wird. 

2. Nach dieser Verordnung freigestellte Beihilfen können kumuliert 
werden mit 

(a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen andere be­
stimmbare beihilfefähige Kosten betreffen; 

(b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder voll­
ständig überschneidenden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, wenn 
durch diese Kumulierung die höchste nach dieser Verordnung für 
diese Beihilfen geltende Beihilfeintensität beziehungsweise der 
höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Bei­
hilfebetrag nicht überschritten wird. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Euro­
päischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 
den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent­
wicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fische­
reifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions­
fonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 320).
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3. Nach dieser Verordnung freigestellte staatliche Beihilfen dürfen 
nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten 
kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die Beihilfeintensitä­
ten gemäß Kapitel III überschritten werden. 

Artikel 9 

Veröffentlichung und Informationen 

1. Der betreffende Mitgliedstaat stellt sicher, dass folgende Informa­
tionen auf einer umfassenden Beihilfe-Website auf nationaler oder re­
gionaler Ebene veröffentlicht werden: 

(a) die Kurzbeschreibungen gemäß Artikel 11 in dem in Anhang II 
festgelegten Standardformat oder ein Link, der Zugang dazu bietet; 

(b) der volle Wortlaut jeder Beihilfemaßnahme gemäß Artikel 11 oder 
ein Link, der Zugang dazu bietet; 

(c) die in Anhang III genannten Informationen über jede Einzelbeihilfe 
von mehr als 30 000 EUR. 

2. Bei Regelungen in Form von Steuervergünstigungen gelten die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstabe c als erfüllt, wenn der Mit­
gliedstaat die erforderlichen Informationen über die einzelnen Beihilfe­
beträge in den folgenden Spannen (in Mio. EUR) veröffentlicht: 

(a) 0,03–0,2; 

(b) 0,2–0,4; 

(c) 0,4–0,6; 

(d) 0,6–0,8; 

(e) 0,8–1. 

3. Die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Informationen müssen wie 
in Anhang III beschrieben in standardisierter Form strukturiert und zu­
gänglich gemacht werden und mit effizienten Such- und Downloadfunk­
tionen abgerufen werden können. Die in Absatz 1 genannten Informa­
tionen sind innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag der Gewährung 
der Beihilfe beziehungsweise für Beihilfen in Form von Steuervergüns­
tigungen innerhalb eines Jahres nach dem Abgabetermin für die Steu­
ererklärung zu veröffentlichen und müssen mindestens zehn Jahre ab 
dem Tag der Gewährung der Beihilfe zur Verfügung stehen. 

4. Jede Beihilferegelung und jede Einzelbeihilfe enthält insbesondere 
einen ausdrücklichen Verweis auf diese Verordnung unter Angabe des 
Titels und der Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union sowie 
auf die einschlägigen besonderen Bestimmungen des Kapitels III bezie­
hungsweise gegebenenfalls auf die nationalen Rechtsvorschriften, mit 
denen die Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen dieser Verord­
nung gewährleistet wird. Durchführungsvorschriften und Änderungen 
sind beizufügen. 

▼B
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5. Die Kommission veröffentlicht auf ihrer Website 

(a) die Links zu den in Absatz 1 genannten Beihilfe-Websites, 

(b) die Kurzbeschreibungen gemäß Artikel 11. 

6. Die Mitgliedstaaten kommen den Bestimmungen dieses Artikels 
spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung nach. 

KAPITEL II 

MONITORING 

Artikel 10 

Entzug des Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung 

Gewährt ein Mitgliedstaat angeblich nach dieser Verordnung von der 
Anmeldepflicht befreite Beihilfen, ohne dass die Voraussetzungen der 
Kapitel I, II und III erfüllt sind, so kann die Kommission, nachdem sie 
dem Mitgliedstaat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat, einen 
Beschluss erlassen, nach dem alle oder einige der künftigen Beihilfe­
maßnahmen des betreffenden Mitgliedstaats, die ansonsten die Voraus­
setzungen dieser Verordnung erfüllen würden, nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV bei der Kommission anzumelden sind. Die anzumeldenden Maß­
nahmen können auf Maßnahmen beschränkt werden, bei denen be­
stimmte Arten von Beihilfen oder die zugunsten bestimmter Beihilfe­
empfänger oder durch bestimmte Behörden des betreffenden Mitglied­
staats gewährt werden. 

Artikel 11 

Berichterstattung 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 

(a) über deren elektronisches Anmeldesystem die Kurzbeschreibung je­
der auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung freigestellten 
Maßnahme innerhalb von 20 Arbeitstagen nach ihrem Inkrafttreten 
in dem in Anhang II festgelegten Format zusammen mit einem 
Link, der Zugang zum vollen Wortlaut der Beihilfemaßnahme ein­
schließlich Änderungen bietet; 

(b) im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommis­
sion ( 1 ) einen Jahresbericht in elektronischer Form über die Anwen­
dung dieser Verordnung mit den nach der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 für jedes ganze Jahr oder jeden Teil eines Jahres, in 
dem die vorliegende Verordnung gilt, anzugebenden Informationen. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates über besondere 
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags (ABl. L 140 
vom 30.4.2004, S. 1).
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Artikel 11a 

Ausnahme von den Informations- und Veröffentlichungspflichten 

Abweichend von Artikel 9 Absatz 5 und Artikel 11 Buchstabe a gelten 
für den Fall, dass ein Mitgliedstaat Maßnahmen verlängern möchte, für 
die der Kommission Kurzbeschreibungen übermittelt wurden, die Kurz­
beschreibungen über die Verlängerung dieser Maßnahmen als der Kom­
mission übermittelt und veröffentlicht, sofern die betreffenden Maßnah­
men — mit Ausnahme einer Aufstockung der Mittel — nicht wesentlich 
geändert wurden. 

▼B 

Artikel 12 

Monitoring 

Damit die Kommission die nach dieser Verordnung von der Anmelde­
pflicht ausgenommenen Beihilfen überwachen kann, führen die Mit­
gliedstaaten ausführliche Aufzeichnungen mit den Informationen und 
Belegen, die notwendig sind, um feststellen zu können, dass alle Vo­
raussetzungen dieser Verordnung erfüllt sind. Diese Aufzeichnungen 
sind ab dem Tag, an dem die Ad-hoc-Beihilfe oder die letzte Beihilfe 
auf der Grundlage der Regelung gewährt wurde, zehn Jahre lang auf­
zubewahren. Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kommission 
innerhalb von 20 Arbeitstagen oder eines in dem Auskunftsersuchen 
festgesetzten längeren Zeitraums alle Informationen und Unterlagen, 
die die Kommission für die Überwachung der Anwendung dieser Ver­
ordnung für erforderlich hält. 

KAPITEL III 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR EINZELNE BEIHILFEGRUPPEN 

ABSCHNITT 1 

Nachhaltige Entwicklung der fischerei 

Artikel 13 

Innovationsbeihilfen 

Beihilfen für Innovationen in der Fischerei, die die Voraussetzungen 
nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

▼M1
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Artikel 14 

Beihilfen für Beratungsdienste 

Beihilfen für Beratungsdienste, die die Voraussetzungen nach Kapitel I 
erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß 
Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 27 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 15 

Beihilfen für Partnerschaften zwischen Wissenschaftlern und 
Fischern 

Beihilfen für Partnerschaften zwischen Wissenschaftlern und Fischern, 
die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 16 

Beihilfen zur Förderung von Humankapital, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen und des sozialen Dialogs 

Beihilfen zur Förderung von Humankapital, der Schaffung von Arbeits­
plätzen und des sozialen Dialogs, die die Voraussetzungen nach Kapitel I 
erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß 
Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

▼B
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Artikel 17 

Beihilfen zur Förderung der Diversifizierung und neuer 
Einkommensquellen 

Beihilfen zur Förderung der Diversifizierung und neuer Einkommens­
quellen, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 
AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 18 

Beihilfen für Unternehmensgründungen junger Fischer 

Beihilfen für Unternehmensgründungen junger Fischer, die die Voraus­
setzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 19 

Beihilfen zur Förderung von Gesundheit und Sicherheit 

Beihilfen zur Förderung von Gesundheit und Sicherheit, die die Voraus­
setzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie der auf 
der Grundlage von Artikel 32 Absatz 4 der genannten Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

▼B
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Artikel 20 

Beihilfen für Fonds auf Gegenseitigkeit für widrige 
Witterungsverhältnisse und Umweltvorfälle 

Beihilfen für Fonds auf Gegenseitigkeit für widrige Witterungsverhält­
nisse und Umweltvorfälle, die die Voraussetzungen nach Kapitel I er­
füllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 21 

Beihilfen zur Unterstützung für die Systeme zur Zuteilung von 
Fangmöglichkeiten 

Beihilfen zur Unterstützung für die Systeme zur Zuteilung von Fang­
möglichkeiten, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Ab­
satz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 36 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 22 

Beihilfen zur Unterstützung der Planung und der Durchführung 
von Bestandserhaltungsmaßnahmen und der regionalen 

Zusammenarbeit 

Beihilfen zur Unterstützung der Planung und der Durchführung von 
Bestandserhaltungsmaßnahmen und der regionalen Zusammenarbeit, 
die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

▼B
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Artikel 23 

Beihilfen zur Begrenzung der Folgen des Fischfangs für die 
Meeresumwelt und zur Anpassung des Fischfangs im Interesse des 

Artenschutzes 

Beihilfen zur Begrenzung der Folgen des Fischfangs für die Meeres­
umwelt und zur Anpassung des Fischfangs im Interesse des Artenschut­
zes, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 24 

Beihilfen für Innovation im Zusammenhang mit der Erhaltung 
biologischer Meeresschätze 

Beihilfen für Innovation im Zusammenhang mit der Erhaltung biologi­
scher Meeresschätze, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, 
sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 
Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 39 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 25 

Beihilfen für den Schutz und die Wiederherstellung von 
Meeresbiodiversität und Meeresökosystemen sowie für 

Ausgleichsregelungen im Rahmen nachhaltiger Fangtätigkeiten 

Beihilfen für den Schutz und die Wiederherstellung von Meeresbiodi­
versität und Meeresökosysteme sowie für Ausgleichsregelungen im 
Rahmen nachhaltiger Fangtätigkeiten, die die Voraussetzungen nach 
Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 40 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie der auf 
der Grundlage von Artikel 40 Absatz 4 der genannten Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte erfüllen und 

▼B
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(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 26 

Beihilfen zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur 
Eindämmung der Folgen des Klimawandels 

Beihilfen zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur Eindämmung 
der Folgen des Klimawandels, mit Ausnahme von Beihilfen für den 
Austausch oder die Modernisierung von Motoren, die die Vorausset­
zungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der An­
meldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 41 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie der auf 
der Grundlage von Artikel 41 Absatz 10 der genannten Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 27 

Beihilfen für Mehrwert, Produktqualität und Nutzung 
unerwünschter Fänge 

Beihilfen für Mehrwert, Produktqualität und Nutzung unerwünschter 
Fänge, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 
AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 28 

Beihilfen für Fischereihäfen, Anlandestellen, Auktionshallen und 
Schutzeinrichtungen 

Beihilfen für Fischereihäfen, Anlandestellen, Auktionshallen und 
Schutzeinrichtungen, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, 
sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 
Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

▼B
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(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 29 

Beihilfen für Binnenfischerei sowie Fauna und Flora in 
Binnengewässern 

Beihilfen für Binnenfischerei sowie Fauna und Flora in Binnengewäs­
sern, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 
AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen von Artikel 25 Absätze 1 und 2 
sowie Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

ABSCHNITT 2 

Nachhaltige entwicklung der Aquakultur 

Artikel 30 

Beihilfen für Innovation in der Aquakultur 

Beihilfen für Innovation in der Aquakultur, die die Voraussetzungen 
nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 47 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 31 

Beihilfen für produktive Investitionen in der Aquakultur 

Beihilfen für produktive Investitionen in der Aquakultur, die die Vo­
raussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

▼B
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(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 48 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 32 

Beihilfen für Betriebsführungs-, Vertretungs- und Beratungsdienste 
für Aquakulturunternehmen 

Beihilfen für Betriebsführungs-, Vertretungs- und Beratungsdienste für 
Aquakulturunternehmen, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfül­
len, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 49 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 33 

Beihilfen zur Förderung von Humankapital und Vernetzung im 
Aquakultursektor 

Beihilfen zur Förderung von Humankapital und Vernetzung im Aqua­
kultursektor, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Ab­
satz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 50 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 34 

Beihilfen zur Steigerung des Potenzials von Aquakulturanlagen 

Beihilfen zur Steigerung des Potenzials von Aquakulturanlagen, die die 
Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

▼B
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(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 51 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 35 

Beihilfen zur Förderung neuer Aquakulturproduzenten, die 
nachhaltige Aquakultur praktizieren 

Beihilfen zur Förderung neuer Aquakulturproduzenten, die nachhaltige 
Aquakultur praktizieren, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfül­
len, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 52 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 36 

Beihilfen für die Umstellung auf Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfungen und ökologische/biologische Aquakultur 

Beihilfen für die Umstellung auf Umweltmanagement und Umwelt­
betriebsprüfungen und ökologische/biologische Aquakultur, die die Vo­
raussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 53 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 37 

Beihilfen für Umweltleistungen erbringende Aquakultur 

Beihilfen für Umweltleistungen erbringende Aquakultur, die die Voraus­
setzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

▼B
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(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 54 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 38 

Beihilfen für gesundheitspolitische Maßnahmen 

Beihilfen für gesundheitspolitische Maßnahmen, die die Voraussetzun­
gen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der An­
meldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 55 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 39 

Beihilfen zur Förderung von Tiergesundheit und Tierschutz 

Beihilfen zur Förderung von Tiergesundheit und Tierschutz, die die 
Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 56 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 40 

Beihilfen zur Versicherung von Aquakulturbeständen 

Beihilfen zur Versicherung von Aquakulturbeständen, die die Voraus­
setzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, 
sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen der Artikel 46 und 57 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

▼B
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(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

ABSCHNITT 3 

Massnahmen im Bereich Vermarktung und Verarbeitung 

Artikel 41 

Beihilfen für Vermarktungsmaßnahmen 

Beihilfen für Vermarktungsmaßnahmen, die die Voraussetzungen nach 
Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen des Artikels 68 der Verordnung 
(EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 42 

Beihilfen für die Verarbeitung von Fischerei- und 
Aquakulturerzeugnissen 

Beihilfen für die Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnis­
sen, die die Voraussetzungen nach Kapitel I erfüllen, sind im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
ausgenommen, sofern 

(a) die Beihilfen die Voraussetzungen des Artikels 69 der Verordnung 
(EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

ABSCHNITT 4 

Andere Beihilfegruppen 

Artikel 43 

Beihilfen für die Datenerhebung 

Beihilfen für die Datenerhebung, die die Voraussetzungen nach Kapitel I 
erfüllen, sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß 
Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern 

▼B
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(a) die Beihilfen die Voraussetzungen des Artikels 77 der Verordnung 
(EU) Nr. 508/2014 erfüllen und 

(b) die Höhe der Beihilfen als Bruttosubventionsäquivalent die maxi­
male Intensität der öffentlichen Beihilfen gemäß Artikel 95 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 508/2014 sowie gemäß den auf der Grundlage 
von Artikel 95 Absatz 5 der genannten Verordnung erlassenen 
Durchführungsrechtsakten nicht überschreitet. 

Artikel 44 

Beihilfen zur Beseitigung von Schäden durch Naturkatastrophen 

1. Beihilfen zur Beseitigung von Schäden durch Naturkatastrophen 
sind im Sinne von Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 
Absatz 3 AEUV ausgenommen, sofern die Voraussetzungen des vor­
liegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfen gemäß diesem Artikel werden unter folgenden Voraus­
setzungen gewährt: 

(a) Die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats hat das Er­
eignis förmlich als Naturkatastrophe anerkannt und 

(b) es besteht ein unmittelbarer kausaler Zusammenhang zwischen der 
Naturkatastrophe und dem Schaden, der dem Unternehmen entstan­
den ist. 

3. Die Beihilfen werden direkt an das betroffene Unternehmen ge­
zahlt. 

4. Beihilferegelungen, die eine bestimmte Naturkatastrophe betreffen, 
werden innerhalb von drei Jahren nach Eintritt der Naturkatastrophe 
eingeführt. Die Beihilfen werden innerhalb von vier Jahren nach dem 
genannten Zeitpunkt ausgezahlt. 

5. Als beihilfefähige Kosten gelten die unmittelbar durch die Natur­
katastrophe verursachten Schäden, die von einer Behörde, einem von 
der Bewilligungsbehörde anerkannten unabhängigen Sachverständigen 
oder einem Versicherungsunternehmen geschätzt wurden. Zu diesen 
Schäden kann Folgendes zählen: 

(a) Sachschäden an Vermögenswerten wie Gebäuden, Ausrüstung, Ma­
schinen, Lagerbeständen und Produktionsmitteln; 

(b) Einkommensverluste aufgrund der vollständigen oder teilweisen 
Aussetzung der Betriebstätigkeit für einen Zeitraum von maximal 
sechs Monaten nach Eintritt der Naturkatastrophe. 

6. Der Sachschaden wird auf der Grundlage der Reparaturkosten oder 
des wirtschaftlichen Wertes des betroffenen Vermögenswerts vor der 
Naturkatastrophe berechnet. Er darf nicht höher sein als die Reparatur­
kosten oder die durch die Katastrophe verursachte Minderung des 
Marktwerts, d. h. die Differenz zwischen dem Wert unmittelbar vor 
der Naturkatastrophe und dem Wert unmittelbar danach. 

7. Die Einkommensverluste werden wie folgt berechnet: 

▼B
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(a) Substraktion des Ergebnisses der Multiplikation der Menge der Fi­
scherei- und Aquakulturerzeugnisse, die im Jahr der Naturkatastro­
phe oder in jedem folgenden Jahr produziert wurde, welches von 
der vollständigen oder teilweisen Zerstörung der Produktionsmittel 
betroffen war, mit dem in jenem Jahr erzielten durchschnittlichen 
Verkaufspreis vom 

(b) Ergebnis der Multiplikation der jährlichen Durchschnittsmenge an 
Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen, die in dem der Naturkata­
strophe vorangegangenen Dreijahreszeitraum — oder im Dreijahres­
durchschnitt des der Naturkatastrophe vorangegangenen Fünfjahres­
zeitraums unter Ausschluss des höchsten und des niedrigsten Werts 
— produziert wurden, mit dem erzielten durchschnittlichen Ver­
kaufspreis. 

8. Die Schäden werden auf der Ebene des einzelnen Beihilfeempfän­
gers berechnet. 

9. Die Beihilfe und die sonstigen Ausgleichszahlungen für Schäden, 
einschließlich Versicherungsleistungen, sind auf 100 % der beihilfefähi­
gen Kosten begrenzt. 

Artikel 45 

Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen gemäß der Richtlinie 
2003/96/EG 

1. Von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe f 
und Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2003/96/EG erlassene Steuerbe­
freiungen oder Steuerermäßigungen sind mit dem Binnenmarkt im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c vereinbar und von der Anmelde­
pflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV befreit, sofern die Bedin­
gungen der Richtlinie 2003/96/EG und des Kapitels I dieser Verordnung 
erfüllt sind. 

2. Die Begünstigten der Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen 
werden auf der Grundlage transparenter und objektiver Kriterien aus­
gewählt. Sie sollten gegebenenfalls mindestens die jeweiligen Mindest­
steuerbeträge gemäß der Richtlinie 2003/96/EG zahlen. 

KAPITEL IV 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 46 

Übergangsbestimmungen 

1. Diese Verordnung gilt für Einzelbeihilfen, die vor ihrem Inkraft­
treten gewährt wurden, sofern diese Beihilfen alle Voraussetzungen 
dieser Verordnung mit Ausnahme des Artikels 9 erfüllen. 

2. Beihilfen, die vor dem 1. Juli 2014 nach früher geltenden Ver­
ordnungen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 994/98 gewährt 
wurden, sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen. 

3. Beihilfen, die nicht nach dieser Verordnung oder einer früher 
geltenden, nach Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 994/98 erlassenen 
Verordnung von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
ausgenommen sind, werden von der Kommission anhand der einschlä­
gigen Rahmen, Leitlinien, Mitteilungen und Bekanntmachungen gewür­
digt. 

▼B
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4. Nach Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung bleiben die 
nach ihr freigestellten Beihilferegelungen noch während einer Anpas­
sungsfrist von sechs Monaten freigestellt. 

Artikel 47 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 

▼M1 
Sie gilt bis zum 31. Dezember 2022. 

▼B 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG I 

DEFINITION VON KMU 

Artikel 1 

Unternehmen 

Als Unternehmen gilt jede Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. Dazu gehören insbesondere auch jene Einheiten, 
die eine handwerkliche Tätigkeit oder andere Tätigkeiten als Einpersonen- oder 
Familienbetriebe ausüben, sowie Personengesellschaften oder Vereinigungen, die 
regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. 

Artikel 2 

Mitarbeiterzahlen und finanzielle Schwellenwerte zur Definition der 
Unternehmenskategorien 

1. Die Kategorie der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) setzt sich aus Unternehmen zusammen, die weniger als 
250 Personen beschäftigen und die entweder einen Jahresumsatz von höchs­
tens 50 Mio. EUR erzielen und/oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 
43 Mio. EUR beläuft. 

2. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein kleines Unternehmen als ein 
Unternehmen definiert, das weniger als 50 Personen beschäftigt und dessen 
Jahresumsatz und/oder Jahresbilanz 10 Mio. EUR nicht übersteigt. 

3. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein Kleinstunternehmen als ein 
Unternehmen definiert, das weniger als 10 Personen beschäftigt und dessen 
Jahresumsatz und/oder Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet. 

Artikel 3 

Bei der Berechnung der Mitarbeiterzahlen und der finanziellen 
Schwellenwerte berücksichtigte Unternehmenstypen 

1. Ein „eigenständiges Unternehmen“ ist jedes Unternehmen, das nicht als 
Partnerunternehmen im Sinne von Absatz 2 oder als verbundenes Unternehmen 
im Sinne von Absatz 3 gilt. 

2. „Partnerunternehmen“ sind alle Unternehmen, die nicht als verbundene 
Unternehmen im Sinne von Absatz 3 gelten und zwischen denen folgende Be­
ziehung besteht: Ein Unternehmen (das vorgeschaltete Unternehmen) hält — 
allein oder gemeinsam mit einem oder mehreren verbundenen Unternehmen im 
Sinne von Absatz 3 — 25 % oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte eines 
anderen Unternehmens (des nachgeschalteten Unternehmens). 

Ein Unternehmen gilt jedoch weiterhin als eigenständig, also als Unternehmen 
ohne Partnerunternehmen, auch wenn der Schwellenwert von 25 % erreicht oder 
überschritten wird, sofern es sich um folgende Kategorien von Investoren handelt 
und unter der Bedingung, dass diese Investoren nicht im Sinne des Absatzes 3 
einzeln oder gemeinsam mit dem betreffenden Unternehmen verbunden sind: 

a) staatliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften, natürliche 
Personen beziehungsweise Gruppen natürlicher Personen, die regelmäßig im 
Bereich der Risikokapitalinvestition tätig sind und die Eigenkapital in nicht 
börsennotierte Unternehmen investieren („Business Angels“), sofern der Ge­
samtbetrag der Investition dieser „Business Angels“ in ein und dasselbe Un­
ternehmen 1 250 000 EUR nicht überschreitet; 

▼B
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b) Universitäten oder Forschungszentren ohne Gewinnzweck; 

c) institutionelle Investoren, einschließlich regionaler Entwicklungsfonds; 

d) autonome Gebietskörperschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als 
10 Mio. EUR und weniger als 5 000 Einwohnern. 

3. „Verbundene Unternehmen“ sind Unternehmen, die zueinander in einer der 
folgenden Beziehungen stehen: 

a) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder 
Gesellschafter eines anderen Unternehmens; 

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen 
oder abzuberufen; 

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlos­
senen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen 
beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

d) ein Unternehmen, das Aktionär oder Gesellschafter eines anderen Unterneh­
mens ist, übt gemäß einer mit anderen Aktionären oder Gesellschaftern dieses 
anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über 
die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Aktionären oder Gesellschaftern 
aus. 

Es besteht die Vermutung, dass kein beherrschender Einfluss ausgeübt wird, 
sofern sich die in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Investoren nicht direkt 
oder indirekt in die Verwaltung des betreffenden Unternehmens einmischen — 
unbeschadet der Rechte, die sie in ihrer Eigenschaft als Aktionäre oder Gesell­
schafter besitzen. 

Unternehmen, die durch ein oder mehrere andere Unternehmen oder einen der in 
Absatz 2 genannten Investoren untereinander in einer der in Unterabsatz 1 ge­
nannten Beziehungen stehen, gelten ebenfalls als verbunden. 

Unternehmen, die durch eine natürliche Person oder eine gemeinsam handelnde 
Gruppe natürlicher Personen miteinander in einer dieser Beziehungen stehen, 
gelten gleichermaßen als verbundene Unternehmen, sofern diese Unternehmen 
ganz oder teilweise auf demselben Markt oder auf benachbarten Märkten tätig 
sind. 

Als „benachbarter Markt“ gilt der Markt für eine Ware oder eine Dienstleistung, 
der dem betreffenden Markt unmittelbar vor- oder nachgeschaltet ist. 

4. Außer den in Absatz 2 Unterabsatz 2 angeführten Fällen kann ein Unter­
nehmen nicht als KMU angesehen werden, wenn 25 % oder mehr seines Kapitals 
oder seiner Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren öffent­
lichen Stellen einzeln oder gemeinsam kontrolliert werden. 

5. Die Unternehmen können eine Erklärung zu ihrer Qualität als eigenständi­
ges Unternehmen, Partnerunternehmen oder verbundenes Unternehmen sowie zu 
den Daten über die in Artikel 2 angeführten Schwellenwerte abgeben. Diese 
Erklärung kann selbst dann vorgelegt werden, wenn sich die Anteilseigner auf­
grund der Kapitalstreuung nicht genau feststellen lassen, wobei das Unternehmen 
nach Treu und Glauben erklärt, es könne mit Recht davon ausgehen, dass es sich 
nicht zu 25 % oder mehr im Besitz eines Unternehmens oder im gemeinsamen 
Besitz von miteinander verbundenen Unternehmen befindet. Solche Erklärungen 
werden unbeschadet der aufgrund einzelstaatlicher Regelungen oder Regelungen 
der Union vorgesehenen Kontrollen oder Überprüfungen abgegeben. 

Artikel 4 

Für die Mitarbeiterzahl und die finanziellen Schwellenwerte sowie für den 
Bezugszeitraum zugrunde zu legende Daten 

1. Die Angaben, die für die Berechnung der Mitarbeiterzahl und der finan­
ziellen Schwellenwerte herangezogen werden, beziehen sich auf den letzten 
Rechnungsabschluss und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden vom 
Zeitpunkt des Rechnungsabschlusses an berücksichtigt. Die Höhe des herangezo­
genen Umsatzes wird abzüglich der Mehrwertsteuer (MwSt) und sonstiger indi­
rekter Steuern oder Abgaben berechnet. 

▼B
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2. Stellt ein Unternehmen zum Zeitpunkt des Rechnungsabschlusses fest, dass 
es auf Jahresbasis die Mitarbeiterzahl oder den finanziellen Schwellenwert gemäß 
Artikel 2 über- oder unterschreitet, so verliert beziehungsweise erwirbt es da­
durch den Status eines mittleren Unternehmens, eines kleinen Unternehmens 
beziehungsweise eines Kleinstunternehmens erst dann, wenn es in zwei aufeinan­
derfolgenden Geschäftsjahren zu einer Über- oder Unterschreitung kommt. 

3. Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch keinen Jahresabschluss 
vorlegen kann, werden die entsprechenden Daten im Laufe des Geschäftsjahres 
nach Treu und Glauben geschätzt. 

Artikel 5 

Mitarbeiterzahl 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeitseinheiten (JAE), d. h. der 
Zahl der Personen, die in dem betreffenden Unternehmen oder auf Rechnung 
dieses Unternehmens während des gesamten Bezugsjahres einer Vollzeitbeschäf­
tigung nachgegangen sind. Für die Arbeit von Personen, die nicht das ganze Jahr 
gearbeitet haben oder die — egal wie lange — im Rahmen einer Teilzeitregelung 
tätig waren, und für Saisonarbeit wird der jeweilige Bruchteil an JAE gezählt. In 
die Mitarbeiterzahl gehen ein: 

a) Arbeitnehmer; 

b) für das Unternehmen tätige Personen, die in einem Unterordnungsverhältnis 
zu diesem stehen und nach nationalem Recht Arbeitnehmern gleichgestellt 
sind; 

c) mitarbeitende Eigentümer; 

d) Teilhaber, die eine regelmäßige Tätigkeit in dem Unternehmen ausüben und 
finanzielle Vorteile aus dem Unternehmen ziehen. 

Auszubildende oder in der beruflichen Ausbildung stehende Personen, die einen 
Lehr- bzw. Berufsausbildungsvertrag haben, werden in der Mitarbeiterzahl nicht 
berücksichtigt. Die Dauer des Mutterschafts- beziehungsweise Elternurlaubs wird 
nicht mitgerechnet. 

Artikel 6 

Erstellung der Daten des Unternehmens 

1. Im Falle eines eigenständigen Unternehmens werden die Daten einschließ­
lich der Mitarbeiterzahl ausschließlich auf der Grundlage der Jahresabschlüsse 
dieses Unternehmens erstellt. 

2. Die Daten — einschließlich der Mitarbeiterzahl — eines Unternehmens, das 
Partnerunternehmen oder verbundene Unternehmen hat, werden auf der Grund­
lage der Jahresabschlüsse und sonstiger Daten des Unternehmens erstellt oder, 
sofern vorhanden, anhand der konsolidierten Jahresabschlüsse des Unternehmens 
bzw. der konsolidierten Jahresabschlüsse, in die das Unternehmen durch Kon­
solidierung eingeht. 

Zu den in Unterabsatz 1 genannten Daten werden die Daten der eventuell vor­
handenen Partnerunternehmen des betreffenden Unternehmens, die diesem un­
mittelbar vor- oder nachgeschaltet sind, hinzugerechnet. Die Anrechnung erfolgt 
proportional zu dem Anteil der Beteiligung am Kapital oder an den Stimmrechten 
(wobei der höhere dieser beiden Anteile zugrunde gelegt wird). Bei wechselsei­
tiger Kapitalbeteiligung wird der höhere dieser Anteile herangezogen. 

Zu den in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Daten werden gegebenenfalls 
100 % der Daten derjenigen direkt oder indirekt mit dem betreffenden Unterneh­
men verbundenen Unternehmen addiert, die in den konsolidierten Jahresabschlüs­
sen noch nicht berücksichtigt wurden. 

▼B



 

02014R1388 — DE — 10.12.2020 — 001.001 — 28 

3. Bei der Anwendung von Absatz 2 sind die Daten der Partnerunternehmen 
des betreffenden Unternehmens aus ihren Jahresabschlüssen und sonstigen Daten, 
sofern vorhanden in konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu diesen Daten werden 
die Daten der mit diesen Partnerunternehmen verbundenen Unternehmen zu 
100 % hinzugerechnet, sofern die Daten in den konsolidierten Jahresabschlüssen 
noch nicht berücksichtigt wurden. 

Bei der Anwendung von Absatz 2 sind die Daten der mit den betreffenden 
Unternehmen verbundenen Unternehmen aus ihren Jahresabschlüssen und sons­
tigen Angaben, sofern vorhanden in konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu 
diesen Daten werden gegebenenfalls die Daten der Partnerunternehmen dieser 
verbundenen Unternehmen, die diesen unmittelbar vor- oder nachgeschaltet sind, 
anteilsmäßig hinzugerechnet, sofern sie in den konsolidierten Jahresabschlüssen 
nicht bereits anteilsmäßig so erfasst wurden, dass der entsprechende Wert min­
destens dem in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Anteil entspricht. 

4. In den Fällen, in denen die Mitarbeiterzahl eines bestimmten Unternehmens 
in den konsolidierten Jahresabschlüssen nicht ausgewiesen ist, wird die Mitarbei­
terzahl berechnet, indem die Daten der Unternehmen, die Partnerunternehmen 
dieses Unternehmens sind, anteilsmäßig hinzugerechnet und die Daten der Un­
ternehmen, mit denen dieses Unternehmen verbunden ist, addiert werden. 

▼B
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ANHANG II 

Informationen über nach dieser Verordnung freigestellte staatliche Beihilfen Übermittlung über die IT- 
Anwendung der Kommission nach Artikel 11 

▼B
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ANHANG III 

Bestimmungen für die Veröffentlichung der Informationen nach Artikel 9 
Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten gestalten ihre umfassenden Beihilfewebsites, auf denen die in 
Artikel 9 Absatz 1 festgelegten Informationen veröffentlicht werden, so, dass die 
Informationen leicht zugänglich sind. 

Die Informationen werden in einem Tabellenkalkulationsformat veröffentlicht, 
z. B. CSV oder XML, veröffentlicht, das es ermöglicht, Daten zu suchen, zu 
extrahieren und problemlos im Internet zu veröffentlichen. Der Zugang zur Web­
site wird jedem Interessierten ohne Einschränkungen gewährt. Eine vorherige 
Anmeldung als Nutzer ist für den Zugang zur Website nicht erforderlich. 

Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c sind folgende Informationen über Einzel­
beihilfen zu veröffentlichen: 

— Name des Beihilfeempfängers 

— Kenncode des Beihilfeempfängers 

— Art des Unternehmens (KMU/Großunternehmen) am Tag der Beihilfegewäh­
rung; 

— Region (auf NUTS-II-Ebene ( 1 )), in der der Beihilfeempfänger angesiedelt ist 

— Wirtschaftszweig auf Ebene der NACE-Gruppe ( 2 ) 

— Beihilfeelement, in voller Höhe, in Landeswährung ( 3 ) 

— Beihilfeinstrument ( 4 ) (Zuschuss/Zinszuschuss, Kredit/rückzahlbarer Vor­
schuss/ rückzahlbarer Zuschuss, Garantie, Steuerermäßigung oder Steuerbe­
freiung, Risikofinanzierung, Sonstiges (bitte nähere Angaben)) 

— Tag der Gewährung 

— Ziel der Beihilfe 

— Bewilligungsbehörde 

▼B 

( 1 ) NUTS — Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik. Die Region ist in der 
Regel auf Ebene 2 anzugeben. 

( 2 ) Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statis­
tische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 293 
vom 24.10.1990, S. 1). 

( 3 ) Bruttosubventionsäquivalent. Bei steuerlichen Regelungen kann dieser Betrag in den 
Spannen gemäß Artikel 9 Absatz 2 angegeben werden. 

( 4 ) Falls die Beihilfe mithilfe mehrerer Beihilfeinstrumente gewährt wird, bitte den Beihilfe­
betrag für jedes Instrument angeben.
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